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Klage der Stadt Düsseldorf verzögert Milliardenprojekt RRX 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Der Rhein-Ruhr-Express (RRX) zählt zu den wichtigsten Infrastrukturprojekten in Nordrhein-
Westfalen. Mit dem Ausbau sollen die Kapazitäten auf einer der am stärksten belasteten Bahn-
strecken Deutschlands erhöht und die Zuverlässigkeit des Schienenpersonennahverkehrs 
nachhaltig verbessert werden. 
 
Aktuellen Medienberichten zufolge verzögert sich der Baubeginn für den Düsseldorfer Ab-
schnitt des RRX erneut und soll nun frühestens 2028 beginnen. Gleichzeitig hat die Landes-
hauptstadt Düsseldorf Klage gegen den Planfeststellungsbeschluss erhoben.1 Die erneute 
Verzögerung des Projekts wirft Fragen nach den Auswirkungen auf Pendlerinnen und Pendler, 
den weiteren Projektverlauf sowie der Position der Landesregierung gegenüber der Klage der 
Landeshauptstadt auf. 
 
 
Der Minister für Umwelt, Naturschutz und Verkehr hat die Kleine Anfrage 8484 mit Schrei-
ben vom 18. August 2026 namens der Landesregierung beantwortet. 
 
 
1. Seit wann war der Landesregierung bekannt, dass die Landeshauptstadt Düssel-

dorf rechtliche Schritte gegen den Planfeststellungsbeschluss vorbereitet bzw. 
eingeleitet hat? 

 
Der Landesregierung ist seit Mai 2025 bekannt, dass die Landeshauptstadt Düsseldorf im April 
2025 beim Bundesverwaltungsgericht in Leipzig Klage eingereicht hat. 
 
 
2. Welche konkreten Gründe liegen der Klage der Landeshauptstadt Düsseldorf nach 

Kenntnis der Landesregierung zugrunde? 

 
1 https://rp-online.de/nrw/staedte/duesseldorf/verkehr/rrx-duesseldorf-baubeginn-verzoegert-sich-auf-
2028_aid-
150921899?share=4a4107d6b5225afda93f905d42b0971b&utm_source=user&utm_medium=referral&
utm_campaign=plusshare 
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Nach Kenntnis der Landesregierung stützt sich die Klage im Wesentlichen auf Einwendungen 
hinsichtlich der Ausgestaltung der vorgesehenen Lärmschutzmaßnahmen. Beanstandet wer-
den insbesondere die Auswahl der Materialien und technischen Ausführungen der Lärm-
schutzwände. 
 
 
3. Welche Gespräche hat die Landesregierung im Zusammenhang mit der Klage der 

Landeshauptstadt Düsseldorf mit dem Eisenbahn-Bundesamt sowie der Landes-
hauptstadt Düsseldorf geführt bzw. beabsichtigt sie angesichts der Klage zu füh-
ren? 

 
Die Planungshoheit der Kommunen sowie die Durchführung anhängiger Klageverfahren ge-
gen Baurechtsbeschlüsse liegen außerhalb des Zuständigkeits- der Landesregierung. Das 
Land übt unter Wahrung der kommunalen Selbstverwaltung keinen Einfluss auf die politischen 
Entscheidungen der Kommunen aus. 
 
 
4. Unterstützt die Landesregierung die von der Landeshauptstadt Düsseldorf im Kla-

geverfahren vertretene Position?   
 
Die politischen Entscheidungen der Kommunen werden eigenständig auf kommunaler Ebene 
getroffen. Der Landesregierung liegt weder die Klageschrift vor, noch wurde sie von der Lan-
deshauptstadt Düsseldorf um Unterstützung gebeten. 
 
 
5. Wie beurteilt die Landesregierung die erneute Verzögerung des Ausbaus des 

Rhein-Ruhr-Express vor dem Hintergrund der Klage der Landeshauptstadt Düs-
seldorf und deren Auswirkungen auf dieses für Nordrhein-Westfalen bedeutende 
Schieneninfrastrukturprojekt? 

 
Wie bei allen Infrastrukturprojekten können zeitliche Verzögerungen im weiteren Planungs- 
und Genehmigungsablauf nicht ausgeschlossen bzw. verlässlich vorhergesagt werden. Aus-
sagen zur Fertigstellung der Infrastruktur sind erst nach Abschluss aller noch ausstehenden 
Planfeststellungsverfahren möglich. 


